
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 17.04.2024

Thema Parteien
Schlagworte Keine Einschränkung
Akteure Allemann, Evi (sp/ps, BE) NR/CN
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1988 - 01.01.2018

01.01.88 - 01.01.18ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Bühlmann, Marc
Hohl, Sabine

Bevorzugte Zitierweise

Bühlmann, Marc; Hohl, Sabine 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik:
Parteien, 2007 - 2013. Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft,
Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 17.04.2024.

01.01.88 - 01.01.18ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Parteien, Verbände und Interessengruppen
1Parteien

1Grosse Parteien

1Linke und ökologische Parteien

01.01.88 - 01.01.18 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

01.01.88 - 01.01.18 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Die Initiative für eine Einheitskrankenkasse, welche die SP unterstützt hatte, wurde bei
der Volksabstimmung im März mit 71% Nein deutlich abgelehnt. Die Parteileitung hatte
sich für die Initiative ursprünglich nicht engagieren wollen. Einige Parlamentarierinnen,
darunter Sommaruga (BE), Allemann (BE) und Fetz (BS), stellten nach der Abstimmung in
Frage, ob sich die SP wirklich gegen die als nächstes auf der Agenda stehende 5. IV-
Revision stellen und damit erneut eine Niederlage riskieren solle. Die Parteibasis hatte
der Parteileitung die Nein-Parole zur IV-Revision aufgezwungen. Das Nein der SP zur IV-
Revision wurde an der Delegiertenversammlung im März in Locarno einstimmig bei vier
Enthaltungen bestätigt. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 26.03.2007
SABINE HOHL

Viel zu reden gab im Sommer der Vorschlag des Parteipräsidiums für ein
Positionspapier zur Sicherheitspolitik. Dieses Papier war ausgearbeitet worden, als
eine interne Umfrage nach den nationalen Wahlen 2007 zeigte, dass viele Personen in
der SP-Basis die Behandlung des Themas Sicherheit durch die Partei als mangelhaft
betrachteten. Inhaltlich enthielt das nun vorgestellte Papier zwar wenig Neues,
weitgehend wurden bereits gesetzlich verankerte Massnahmen erwähnt. Die
verwendete Sprache – Begriffe wie „Ausländerkriminalität“ oder „herumhängende
Jugendliche“ – löste in Teilen der Partei jedoch Widerstand aus. Stärker als bisher
wurden im Papier neben der Prävention auch einige repressive Massnahmen
befürwortet, wie etwa punktuelle Videoüberwachung, ein Verbot organisierter Bettelei,
Stadion- und Rayonverbote für Hooligans und die rasche Ausweisung von
„Kriminaltouristen“. Insbesondere die Juso bezeichneten das Positionspapier deshalb
als zu repressiv. Weitere Kritiker argumentierten, dass sich die Sicherheitslage in der
Schweiz nicht verschlechtert habe und daher kein Grund für eine Neupositionierung
der SP bestehe. Befürwortende Stimmen wie diejenige der als Vorsteherin der
zuständigen Fachkommission an der Ausarbeitung beteiligten Evi Allemann (BE)
bezeichneten das Papier dagegen als ausgewogen. Es wurde im September
überarbeitet. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.09.2008
SABINE HOHL

Linke und ökologische Parteien

In der Verkehrspolitik wollten die Grünen ihre Position für weniger Mobilität
verteidigen. Bereits im Januar kündigte Co-Präsidentin Regula Rytz an, ein Referendum
zu unterstützen, sollte der Bau einer zweiten Gotthardröhre beschlossen werden. Das
bis anhin von den Grünen besetzte VCS-Präsidium wollte man ebenfalls nicht kampflos
der SP überlassen: neben der letztlich gewählten Evi Allemann (sp, BE) trat deshalb auch
Aline Trede (gp, BE) an. Mitte April brachten die Grünen zudem die Idee eines
Gelegenheits-Halbtax-Abonnements in die Diskussion um die Preise im öffentlichen
Verkehr ein. Die „Bahnkarte 25“ soll für CHF 50 im Jahr die Bahnreisen um 25%
verbilligen. Damit würden Anreize für Gelegenheitszugfahrer gesetzt, die vermehrt auf
die Strasse ausweichen würden, gab Regula Rytz, Co-Präsidentin der Grünen in einem
Interview zu Protokoll. Eine ähnliche Idee war in Deutschland mit einigem Erfolg im Jahr
2002 eingeführt worden. Schliesslich forderten die Delegierten im November in einer
Resolution, dass bis 2050 nur noch Autos auf Schweizer Strassen fahren dürfen, die mit
grünem Strom fahren. Dies soll durch eine Erhöhung der Auto-Importsteuer und der
Umwandlung von Parkplätzen in Standplätze mit Ladestationen erreicht werden.
Darüber hinaus müsse möglichst rasch ein verursachergerechtes Mobility-Pricing
eingeführt werden. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.11.2013
MARC BÜHLMANN

1) Parole zur IV-Revision: NZZ, 26.3.07.
2) NZZ, 1.7., 4.8. und 9.10.08; WoZ, 17.7.08; AZ, 3.9.08; BZ und Bund, 9.9.08. 
3) NZZ, 21.1.13; AZ, 22.4.13; So-Bli, 22.9.13; NZZS, 20.10.13; NZZ und TG, 11.11.13.
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